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schweizer
schule Halbmonatsschrift für Erziehung und Unterrich!

1. Dezember 1972 59. Jahrgang Hr. 23

Staatsbürgerlicher Unterricht auf der Volksschulstufe
I. Teil

Vorwort

D/e Praxis des sfaafsdurger/icder? L/aferr/'cb-
fes auf af/ea Scbu/sfufea geräf zuaebaiead
/'a das Kreuzfeuer der Kr/Y/K. Staatsbürger//'-
cber Uaferr/c/if auf der Sas/s e/aer /asf/fufio-
aea/ruade eafbebrf /eg//c/ier /Wof/vaü'on uad
e/ae Sfaafsbürgerkuade, we/cbe s/'cf? aus-
scb//eß//'cb ra/Y der Aaa/yse aAYue//er sfaafs-
po/zY/sc/ier Ause/'aaadersefzungea befaßt,
Kaaa /ce/a fragfä/?/ges Euadaaieaf e/eaieafa-
rer Keaafa/'sse uad E/as/cbfea verm/Yfe/a.
/a/eressaaf s/'ad /a d/'esea? Zusammeabaag
Versuche /'a dea Gesaa7fschu/ea Schwedeas
uad der Buadesrepub//7c, we/cbe dea sfaafs-
bürger/Zcbea L/aferr/cbf vor der fso/af/oa be-
wabrea uad /a e/aer größerea Päcbergrup-
p/'eruag (Erd/cuade, Gescb/'cbfe, Pe/ig/'oas-
/ruade, Po//f/scbe S//duag, Soz/a/kuadej ef-
wa uafer dea Segr/'ffea «Gese//scba/fs/rua-
de» oder «We/f/cuade» /'afegr/erea raöcbfea.
A/acb deai Siaa uad deai Wesen des sfaafs-
bürger/fcbea (Yaferr/cbfs uad dam/Y aucb der
sfaafsbürger/fcbea Erz/'ebuag zu fragen, df-
dakf/'scb - mefbod/'scbe Koasegueazea zu
z/ebea uad dea Weg /a d/'e Prax/s aufzuze/'-

gen, waren Zie/ uad Aufgabe zweier Porfbi/-
duagsfaguagea der Lehrkräfte aa ausgebau-
fea Tlbscb/uß-Scbu/ea /'ai Kaafoa Sf. Ga//en
(7. bis 9. Schu//abr,).
Wir fegea d/'e Referate uad Sfoffvorscb/äge
beufe eiaeai größerea Leserkre/'se vor u/itf
boffea, daß sie aeue Wege, iWög/icbfceifen
uad /mpu/se verm/ffe/n werdea:
Prof. Dr. flo/f Dubs, Hocbscbu/e Sf. Ga//en
«Sfaafsbürger/icbe Erz/'ebuag beufe»
Josef Weiß, bebrerseai/'aar Rorscbacb
«D/dadkf/sche uad aiefbod/scbe Prob/eme
des sfaafsbürger/icbea Daferricbfs»
Pb/'//'pp Ried/', 3. Abscb/uß/dasse SeraecK
«Zur Praxis des sfaafsbürger/icbea da/er-
r/'cbfs»
Loa/' Wease/-ßrascb/er uad Ursu/a Do/der-
Eber/e, Sf. Ga//ea
«Dokumenfaf/'on zur Sfaafs/cuade»
Das uaifaagre/'cbe /Wafer/a/ bed/'agf e/'ae Ver-
fei/uag auf zwei Soaderauraaiera. Eiaea Bei-
frag voa Reaé Epper: «Scbü/er/aifverwa/fur7g
a/s iW/Yfe/ zur sfaafsbürger/icbea Erz/'ebuag»
aiußfea w/'r /e/der zurüc/rsfe//ea, er so// /"e-

docb iai Ver/aufe des aäcbsfea Jahres pu-
b//'z/'erf werdea. Josef We/'S

Staatsbürgerliche Erziehung heute
Versuch e/'aer Sfaadorfbesf/'airauag uad Afeuor/'eaf/'eruag

Rolf Dubs

1. Einleitung
In neuerer Zeit häufen sich empirische Un-
tersuchungen zur Frage der Wirksamkeit
staatsbürgerlicher oder politischer Erzie-

1005 hung. In allen wird - wenn auch mit ver-

schiedenen Akzentuierungen - festgestellt,
daß die erzieherischen Bemühungen in die-
sem Bereich bis heute bei weitem nicht zu
dem führen, was man allgemein erwartet'.
Allen diesen Untersuchungen haftet indes-



(2) Ebenso wenig Erfolg kann einer h/sto-
r/sc/?en Ver/assu/igskunde, wie sie vor allem
häufig an Mittelschulen vermittelt wird, be-
schieden sein. Abgesehen davon, daß auch
hier das eigentlich Politische nur am Rande
zum Zuge kommt, kann heute in einer plu-
ralistischen und technokratischen Gesell-
schaft das Historische allein nicht mehr Bil-
dungsprinzip sein, denn es vermag das Ty-
pische unserer Zeit nicht mehr abrundend
zu beleuchten.

(3) Als Reaktion auf die geringen Erfolge
dieser beiden traditionellen Konzeptionen
stößt man heute in der Schulpraxis immer
häufiger auf eine Form, die man als «A/cfua-
//fä/enschau» bezeichnen könnte, und die
sich von den Schlagworten «weniger Stoff
und mehr aktuelle Diskussion», «Verzicht auf
Systematik und Enzyklopädie» leiten läßt.
Eine solche Konzeption ist aus mehreren
Gründen gefährlich: Zunächst bleibt man-
gels Systematik das Sachwissen weitgehend
oberflächlich und ungeordnet, was das Hei-
mischwerden in einem Fach erschwert und
praktisch keine Transfermöglichkeiten eröff-
net, nachdem bekannt ist, daß erst saubere
begriffliche und theoretische Grundlagen ein
Maximum an Transfer ermöglichen und ei-
nen wesentlichen Beitrag zur kognitiven Ent-
Wicklung leisten Zweitens zwingt ein sol-
cher Unterricht nicht zur sorgfältigen Sach-
analyse, sondern fördert die verbreitete Vor-
Stellung, Politik lasse sich ohne große Sach-
kenntnisse betreiben. Drittens verunmög-
licht ein solches Vorgehen einen Unterricht
nach sachabhängigen Lernfolgen, die - wie
später zu zeigen ist - größte Bedeutung ha-
ben. Viertens schließlich endet ein solcher
Unterricht - und das ist eine der schlimm-
sten Erfahrungen, die man aus der Analyse
von vielen Staatskundelektionen gewinnt -
in einer Diskussion, die je nach Geschick
des Lehrers für die Schüler zwar sehr kurz-
weilig sein kann, aber nie über Gemeinplätze
hinausführt.

sen ein großer Fehler an: Sie stellen nur
fest, was die Schule heute leistet, und ver-
suchen einzelne Faktoren, die den Mißerfolg
verursachen, zu analysieren. Sie bringen
aber kaum Erkenntnisse darüber, wie man
den Unterricht konkret verbessern könnte.
Deshalb sollte zunächst ein neues, auf den
Erkenntnissen der modernen pädagogisch-
psychologischen Forschung beruhendes und
praktisch realisierbares Konzept der Staats-
bürgerlichen Erziehung konzipiert und einer
Wirksamkeitskontrolle unterzogen werden.
Erst ein Vergleich der Ergebnisse eines sol-
chen Konzeptes mit allen bisherigen Unter-
suchungen ließe die Schicksalsfrage der
Wirksamkeit staatsbürgerlicher Erziehung
entscheiden, wobei teilweise sogar unklar
ist, was im Bereich des Staatskundeunter-
richtes überhaupt als «verbessern» gelten
soll.
Im folgenden möchten wir die Probleme der
bisherigen staatsbürgerlichen Erziehung
darstellen, aus der Kritik Ansätze zu einer
Zielformulierung aufzeigen und schließlich
eine methodische Alternative - die politische
Modellanalyse - vorstellen.

2. Probleme der herkömmlichen Staats-
bürgerlichen Erziehung

2.1 Konzepf/onen der s?aa?söürger//chen
Erz/'ehung

Anhand eines kurzen Abrisses von möglichen
und in der Praxis oft verwendeten Konzep-
tionen staatsbürgerlicher Erziehung soll ge-
zeigt werden, was der staatskundliche Un-
terricht n/'c/rf sein darf.

(1) Sehr häufig beschränkt sich der Staats-
kundeunterricht auf eine bloße /nsf/fuf/onen-
/ehre, welche die Schüler mit den wesent-
lichsten Institutionen der Eidgenossenschaft
(Behörden und Aufgaben von Gemeinden,
Kantonen und Bund, Rechtssetzung) ver-
traut macht, wobei, wie die Praxis zeigt, das
Deskriptive im Vordergrund steht. Eine sol-
che Konzeption scheitert aus zwei Gründen:
Einerseits interessiert sich der Schüler nicht
besonders stark und vor allem nicht wäh-
rend längerer Zeit für das Institutionelle, und
anderseits gelingt es bei einem solchen
Konzept nur sehr selten, das eigentlich Po-
litische, nämlich der dauernde Kampf um
die Durchsetzung persönlicher Interessen,
in den Unterricht einzubauen.

(4) Einen «Wendepunkt der politischen Er-
Ziehung» wollte Theodor Wilhelm im Jahre
1951 mit seiner Forderung nach einer £rz/e-
hung zur Parfnerscha/f einleiten T An die
Stelle der Erziehung zum Staatsbürger sollte
diejenige zum Mitbürger und zum Partner
treten, welche nicht «im komplexen Feld der 1006



Politik, sondern im überschaubaren Bereich
des sozialen Lebens darauf hinwirken soll,
daß die Menschen, so wie sie sind, mitein-
ander auskommen» Das Ziel politischer
Erziehung müsse daher sein, «elementare
Verhaltensweisen als feste Gewohnheiten in

möglichst viele Bürger einzupflanzen» *, die
das friedliche Miteinander fördern: «Kom-
promißbereitschaft, Toleranz und fair play,
Solidarität und Genossenschaftlichkeit, Ini-
tiative für die eigenen Angelegenheiten und
Verständnis für die des Nachbarn, ständige
Bereitschaft zum redenden und handelnden
Dialog '.» Diese Überlegungen führten im
Verlaufe der Zeit zu einer Konzeption, in
welcher die «partnerschaftliche Koopera-
tion» im Mittelpunkt steht und es darauf an-
kommt, «sich des unm/ffe/baren Miteinan-
ders der Schüler anzunehmen und ihnen zu
helfen, dieses Miteinander seinem Stil und
seiner Form nach auszubilden. Kinder und
Jugendliche bilden immer schon eine kleine
Gemeinschaft, und in dieser kommen in ele-
mentarer Weise schon alle Entzweiungen
und Versöhnungen, alle Über- und Unter-
Ordnungen vor wie bei den Erwachsenen
Dieses Miteinander der Schüler muß be-
wüßt gemacht und als Modell für die größere
Gemeinschaft benutzt werden» Von hier
aus werden die vielen Versuche mit der De-
mokratisierung schulischer Einrichtungen
verständlich. Vermittels Schülerpariamen-
ten, Klassenausschüssen, demokratischem
Führungsstil des Lehrers usw. sollen die
Schüler in einem vorpolitischen, lebensna-
hen und überschaubaren Lebensraum ge-
wissermaßen modellhaft auf «den Stil der
Zusammenarbeit und des Zusammenlebens
vorbereitet werden, von dem wir wollen, daß
er die Demokratie trage und festige» ®. Die-
se Form der vorpolitischen Sozialerziehung,
wie sie nicht selten als Ideallösung für Pri-
marschulen hingestellt wird, ist aus zwei
Gründen zu verwerfen. Zunächst ist mit aller
Deutlichkeit darauf hinzuweisen, daß eine
Beschränkung des Unterrichtes auf das Part-
nerschaftliche und auf das Mitmenschliche
an der Realität des Politischen vorbeigeht,
weil eine solche Unterrichtskonzeption das
Element von Macht und Kampf in der realen
Politik weitgehend vernachlässigt. Zweitens
kann der Lebensraum der sozialen Gemein-
schaft in der Familie und in der Schule für

1007 das Verständnis der Wirklichkeit nie genü-

gen, weil das Modellhafte dieser Ordnungs-
bereiche ganz anderen Gesetzen folgt und
viel weniger Sachkenntnisse erfordert als
die Politik im Staat. Die Bedeutung dieses
Einwandes läßt sich kaum besser beweisen
als mit Theodor Wilhelm selbst, gibt er doch
in einer später erschienenen Schrift zu, daß
jede vorpolitisch-partnerschaftliche Erzie-
hung durch politisch-gesellschaftliches
Sachwissen im Rahmen einer Elementar-
bildung für Zwölf- bis Fünfzehnjährige zu
ergänzen sei '. Die Idee der Partnerschaft
ist also als ausschließliches Konzept der
staatsbürgerlichen Erziehung ebenfalls un-
geeignet, denn es führt zu einem Unterricht,
der den Schüler mit unrealistischen Ideal-
Vorstellungen und ungenügendem Sachwis-
sen, das für die Anteilnahme an der Politik
unabdingbar ist, in die Lebenswirklichkeit
entläßt. Die gleichen Überlegungen gelten
auch für jene Konzepte, welche demokrati-
sehe Verhaltensweisen über eine institutio-
nalisierte M/Ybest/mmung der Schüler ein-
üben wollen. So wertvoll die Mitarbeit der
Schüler in einer - allerdings noch zu su-
chenden - Form auch ist, sie allein genügt
für eine grundlegende staatsbürgerliche
Ausbildung nicht.
Diese Kritik an allen bisherigen Konzeptio-
nen mag als hart und ungerecht erscheinen,
vor allem dort, wo sich ein Lehrer einer Kon-
zeption verschrieben hat und - wie bei-
spielsweise die Untersuchung von Hemmer
für gewerbliche Berufsschulen deutlich
zeigt - recht gute Erfolge ausweisen kann.
Solche Fälle, die jedoch nach allen empiri-
sehen Untersuchungen in einer Minderheit
bleiben, dürfen uns nicht beruhigen, zumal
sie weit häufiger durch die Persönlichkeit
des Lehrers als durch die Unterrichtskon-
zeption bedingt sind.

2.2 yWög//chke/'fen und Grenzen se/'fens der
Scbü/er

2.2.1 Entw/ck/ungspsycbo/og/scbe Aspekte
Besondere Schwierigkeiten beim Entwurf ei-
ner Konzeption für die staatsbürgerliche Er-
Ziehung ergeben sich aus einer - überholten

- Position der traditionellen deutschen Ent-
Wicklungspsychologie, die unser pädagogi-
sches Denken noch weitgehend prägt, in-
dem Jugendlichen im Volks- und unteren
Mittel- oder Berufsschulalter das Verständ-



nis für politische Zusammenhänge abge-
sprochen wird, wie etwa die folgende Aus-
sage andeutet: «Große Teile der Jugend
sind gegenwärtig darauf angewiesen, politi-
sehe Bildung in einem Alter zu erfahren, in
dem Offenheit und Verständnis für politi-
sehe Fragen noch nicht vorausgesetzt wer-
den dürfen. Da trotzdem auf politische Bil-
dung nicht verzichtet werden kann, sind wir
genötigt, politische Einsichten auf einer Stu-
fe zu vermitteln, die dafür noch nicht reif
ist. "» Zur Untermauerung dieser These wird
auch bei jeder Gelegenheit eine empirische
Untersuchung von Waltraut Küppers herbei-
gezogen, welche auf Grund einer Befragung
von je 8 Klassen des 6., 7., 8., 10. und 12.

Schuljahres zum Schluß kommt, daß für das
Verstehen staatlicher Zusammenhänge «ein
geistiges Niveau vorausgesetzt werden muß,
das die jüngeren Jahrgänge noch nicht ha-
ben können». "
Es war - auch wenn er seine Aussage später
etwas abschwächte - in den Sechzigerjah-
ren der amerikanische Psychologe Bruner,
der mit der provokativen Hypothese, «daß
jeder Stoff jedem Kind in jedem Stadium
der Entwicklung in intellektuell redlicher
Weise wirksam vermittelt werden kann»
die traditionelle Auffassung von günstigen
oder kritischen Phasen der Reifung, die für
den Beginn neuer Fächer geeignet sind, ra-
dikal in Frage stellte. Obschon heute zu die-
ser Hypothese noch nichts abschließendes
ausgesagt werden kann, deutet sehr vieles
auf die Unrichtigkeit der zu sehr an endoge-
nen Reifungsvorgängen ausgerichteten tra-
ditionellen Pädagogik hin. Zwar wird ein
Kind «immer zuerst sprechen, dann lesen,
zuerst mit Zahlen rechnen, dann mit Buch-
staben, zuerst Geschichten, dann Bücher
lesen lernen usw., aber diese Sequenzen
werden heute mehr als aufeinander auf-
bauende sachabhäng/ge Lernfolgen inter-
pretiert und weniger als abhängig von phy-
siologisch bedingten Reifeereignissen»
Wenn man auch vor allem bei Schülern zwi-
sehen 10 und 12 Lebensjahren das Alter
nicht völlig vernachlässigen darf, ließ sich
doch in vielen Experimenten zeigen, wie
durch geeignete didaktische und methodi-
sehe Maßnahmen die Lernbereitschaft we-
sentlich vorverlegt werden konnte^. Die
amerikanische Forschung versucht von hier

aus seit längerem mit gutem Erfolg benötig-
tes Wissen und Fähigkeiten in der Abfolge
der Vermittlung besser abzustimmen, um
ganze Stoffgebiete auf tieferen Schulstufen
zu vermitteln Wie auch die neue deutsche
Theorie sich von didaktischen Anordnungen
anhand bloßer Reifekriterien zu distanzieren
beginnt, zeigt der Begriff des sachsfrukfure/-
/er? Enfw/'c/c/ungssfanc/es, der an die Stelle
des traditionellen Reifebegriffes gesetzt
wird. Man versteht darunter «die Kenntnisse
und Fertigkeiten, die ein Lernender zu ei-
nem gegebenen Zeitpunkt seiner Entwick-
lung im Hinblick auf den relevanten Sachbe-
reich der gegebenen Unterrichtssituation be-
sitzt»
Der gegenwärtige Stand der Forschung bie-
tet jedoch bis heute noch keine konkreten
Anhaltspunkte für die politische Bildung im
ganzen. Deshalb müssen abschließende Er-
kenntnisse auf Grund der eben dargestellten
theoretischen Basis im wissenschaftlich
kontrollierten Schulexperiment erst noch ge-
wonnen werden. Solche Schulversuche müß-
ten wir jedoch nicht ohne Grundlagen be-
ginnen, weil sich die amerikanische For-
schung seit längerem mit diesen Fragen be-
faßt. Die folgenden Beispiele mögen - ge-
wissermaßen exemplarisch - einen ersten
Einblick in die Tätigkeit der amerikanischen
Forscher geben.
Ein Experiment von Hunkins und Shapiro
zeigt, wie die Fähigkeit des kritischen Den-
kens anhand von politischen Fallstudien
schon auf der Primarschulstufe stark geför-
dert werden konnte. Ein Versuch von Mer-
ritt^' weist die Möglichkeit nach, soziale
Konflikte bereits in der 6. Klasse in Form von
Fallstudien zu behandeln, wobei sich die
Leistungen dieser Sechstkläßler von denje-
nigen der Schüler der 7. Klasse nicht unter-
schieden, jedoch wesentlich besser waren
als diejenigen der Fünftkläßler. Wie weit für
dieses letztere Ergebnis didaktische Fehl-
anordnungen verantwortlich sind, läßt sich
dem Forschungsbericht nicht entnehmen.

Eine weitere interessante Untersuchung von
Greenstein vermittelt Ansätze über sinn-
volle Lernfolgen für Institutionen. Schüler
der vierten bis achten Klasse wissen viel
über die Exekutive, über den Präsidenten
und folgern erst daraus Erkenntnisse über
die Legislative. Die gleiche Untersuchung 1008



zeigt auch, wie auf allen diesen Stufen das
Verständnis für den Bundesstaat und die
Stadt größer ist als für den (amerikanischen
Glied-) Staat. Zu ähnlichen Ergebnissen
kommt eine - wenn auch nicht repräsenta-
tive - deutsche Untersuchung von Müller".
Er stellt bei 333 Knaben und Mädchen der
4. Klasse der Volksschule erste politische
Kenntnisse über Parteien, Wahlrecht, Bun-
deskanzier und führende politische Person-
lichkeiten fest. In der wohl umfassendsten
Untersuchung in den Vereinigten Staaten
weisen Hess/Torney" überzeugend nach,
daß für die politische Sozialisation der
staatskundliche Unterricht (in den Vereinig-
ten Staaten in einem weitern Sinn «social
studies» genannt) auf der Primarschulstufe
von größter Bedeutung ist
Zweifellos sind solche erste Ergebnisse
durch weitere Schulversuche zu erhärten.
Als gesichert darf aber heute schon gelten,
daß dem Gesichtspunkt der endogenen Rei-
fe bei der Gestaltung von Lehrplänen schon
auf der obern Volksschulstufe nicht diese
Bedeutung zukommt, wie man es allgemein
annimmt. Es ist vielmehr möglich, die Lern-
bereitschaft für politische Probleme mit ge-
eigneten didaktischen und methodischen
Maßnahmen bewußt zu entwickeln, selbst
wenn die «intellektuelle Reife» im Sinne der
traditionellen Entwicklungspsychologie noch
nicht ganz vorhanden ist.

2.2.2 D/'e /nferessen cfer Schü/er

Untersuchungen über das Interesse der Pri-
marschüler an politischen Problemen liegen
für den deutschsprachigen Raum noch kaum
vor. In der Untersuchung von Müller" beja-
hen 56 % der Viertkläßler die Frage nach
dem Interesse an Gesprächen über Politik,
wobei sich von Klasse zu Klasse große Un-
terschiede ergeben, die sowohl aus dem
Schulunterricht als auch aus der politischen
Sozialisation in der Familie stammen kön-
nen. Solche Ergebnisse lassen mindestens
nicht auf das immer wieder behauptete Des-
intéressé schließen.

2.2.3 fiechderf/'gung
Nun muß man sich aber fragen, ob es sinn-
voll ist, die Volksschulstufe mit immer wei-
teren Problemkreisen zu belasten. Die Tat-

10C9 sache allein, daß staatskundliche Probleme

auf der Primarschulstufe unterrichtet werden
können, genügt für die Rechtfertigung die-
ses Unterrichtes noch nicht.
Ziel und Zweck einer staatsbürgerlichen Er-
ziehung ist es immer, die Schüler zu be-
stimmten Einstellungen oder Werthaltungen
- ein Problem, auf das unten einzugehen ist

- zu führen. Dabei wird die Schule das
Schwergewicht auf die kognitive Komponen-
te legen, d. h. den Unterricht so gestalten,
daß diese Werthaltungen durch Überlegung
und sachliche Beurteilung gewonnen wer-
den. Im gesamten Entwicklungsprozeß wer-
den jedoch alle Werthaltungen stark affektiv
geprägt. Erst mit zunehmendem Alter be-

ginnt die kognitive Komponente das Wert-
konzept des Menschen zu beeinflussen, aber
nur dann, wenn die Lernvergangenheit nicht
allzu schlecht ist und nicht zu tief verwur-
zelte negative Haltungen die Verarbeitung
von politischen Informationen hemmen".
Diese Erkenntnisse zwingen nun einen früh-
zeitigen Beginn der staatsbürgerlichen Er-
ziehung in der Schule auf. Weil die Jugend-
liehen immer stärkeren negativen funktiona-
len Beeinflussungen ausgesetzt sind - die
Kritik am Staat, seinen Einrichtungen und
Behörden beginnt oftmals schon im Eltern-
haus und wird durch die billige Journalistik
verstärkt -, kommt eine affektiv geladene,
negative Einstellung gegenüber dem Politi-
sehen immer früher zum Ausdruck. Dadurch
wird es für die Schule laufend schwieriger,
politische Probleme in sachlicher Form dar-
zustellen. Diese Problematik kann nur über-
wunden werden, wenn der politische Unter-
rieht so frühzeitig einsetzt, daß Vorurteile
noch nicht allzu tief verwurzelt und Schüler
für rationale Überlegungen noch ansprech-
bar sind. Dieser Zeitpunkt fällt heute zwei-
feilos auf die Primarschuloberstufe, denn die
Einflüsse der Massenmedien, besonders des
Fernsehens, strahlen - wie man durch bloße
Beobaohtuna feststellen kann - bereits auf
die Schüler dieser Altersstufe aus.

2,3 Das Lernverha/fen
Nicht selten trägt auch das Lernverhalten
zum geringen Erfolg des staatsbürgerlichen
Unterrichtes bei. Becker" stellt in seiner
Untersuchung fest: «Die recht geringe Wirk-
samkeit des politischen Unterrichts an den
untersuchten Schulen steht in Zusammen-



hang mit der wenig ausgeprägten politi-
sehen Urteilsfähigkeit vieler Lehrer und ih-
rem Unvermögen, die Funktion ihres Unter-
richtes und ihre Rolle als Erzieher in einem
demokratischen Staat zu reflektieren. Ihre
Äußerungen zu den Zielen der Sozialkunde
und zur Unterrichtspraxis deuten darauf hin,
daß vielen von ihnen die Einsicht in die Ge-
Seilschaft, deren Struktur und Funktionszu-
sammenhang und in das Verhältnis von Indi-
viduum und Gesellschaft versperrt ist. An die
Stelle eines angemessenen Begriffs von der
Gesellschaft treten abstrakte Erwägungen
über .Gemeinschaft' und die .Natur des
Menschen'. Bruchstücke tradierter mittel-
ständischer Ideologien, kaum reflektierte Er-
fahrungen der jüngsten Vergangenheit und
mangelndes Verständnis der gegenwärtigen
sozialen und politischen Realität mischen
sich vielfältig und scheinbar Widerspruchs-
los. Kaum verdienen die Vorstellungen von
unserer Gesellschaft die Bezeichnung ,Ge-
sellschaftsbild'.» Mit andern Worten genüg-
ten offenbar die Tendenz zur Entpolitisie-
rung der Staatskunde und der Versuch, die
politische Welt als heile Welt darzustellen,
heute nicht mehr. Der Schüler erwartet viel-
mehr einen Lehrer, der es versteht, mit
Kenntnissen aus eigener politischer Aktivität
einen prob/emor/enf/erfen t/nfe/r/chf zu er-
teilen, ohne jedoch die Schüler zu indoktri-
nieren. Deshalb ist ein staatskundlicher Un-
terricht zu fordern, der dieser Interessenlage
der Schüler Rechnung trägt Damit ist nun
der Problemkreis der Ziele staatsbürgerli-
eher Erziehung angesprochen.

3. Die Richtziele staatsbürgerlicher
Erziehung

3.1 D/'e Formu/Zerung der R/chfz/e/e
Jede moderne Lernplanung beginnt mit Ziel-
formulierungen auf verschiedenen Abstrak-
tionsstufen. Im Vordergrund steht dabei die
Umschreibung der Richtziele die auf ei-
nem hohen Abstraktionsniveau stehen und
lediglich die erzieherische Absicht wieder-
geben. Dabei sollten aber die üblichen ein-
seitig normativen Umschreibungen, die prak-
tisch alle Möglichkeiten zur Lehrplangestal-
tung offen lassen, umgangen und durch For-
mulierungen ersetzt werden, welche neben
der weltanschaulichen Grundlage auch Hin-
weise auf das erwünschte Verhalten geben.

In diesem Sinn sind traditionelle Umschrei-
bungen wie «Erziehung zur sittlich reifen
Persönlichkeit», «zum politisch mündigen,
Menschen» oder «zum verantwortungsbe-
wußten Staatsbürger» unbrauchbar, denn,
abgesehen davon, daß Begriffe wie Person-
lichkeit, mündiger Mensch usw. für die Lehr-
plankonstruktion infolge ihrer Unbestimmt-
heit und Vieldeutigkeit unbrauchbar sind,
geben sie keine Hinweise über die durch
Erziehung anzustrebenden Verhaltenswei-
sen.
Neben diesen mehr formalen Asoekten muß
die Richtzielformulierung materiell den Ent-
wicklungstrends des betreffenden Fachbe-
reiches Rechnung tragen. In der Politik ste-
hen folgende Aspekte im Vordergrund: Zu-
nächst wird die gesellschaftliche Wirklich-
keit immer komplexer, so daß nur noch der-
jenige, welcher über ein geordnetes Sach-
wissen verfügt, überhaupt die Problemlagen
erkennen kann. Fehlt dieses Sachwissen, so
führt die Ohnmacht des Nichtverstehens ent-
weder zur politischen Indifferenz oder aber
zur Manipulationsmöglichkeit durch Massen-
medien und damit meistens zur bloß affek-
tiven Teilnahme am politischen Geschehen.
Besitzt hingegen ein Bürger ein genügendes
Sachwissen, so erkennt er bald, wie es sei-
ten eindeutig richtige oder falsche politische
Entscheidungen gibt, sondern bei jeder Lö-
sung Vor- und Nachteile zu erwarten sind.
Dieser Sachverhalt zwingt ihn zum person-
liehen Entscheid, der einem sorgfältigen Ab-
wägen entspringen muß.

Damit sind die Voraussetzungen für die For-
mulierung der Richtziele geschaffen:

a) Durch eine genügende Wissensvermitt-
lung soll der Unterricht die Voraussetzun-
gen zur verstandesmäßigen und nicht bloß
affektiven Anteilnahme an der Politik schaf-
fen, wobei diese Wissensvermittlung nicht
allein durch den Lehrer zu erfolgen hat, son-
dem mit zunehmendem Fortschritt im Unter-
rieht die selbständige Informationsbeschaf-
fung und -Verarbeitung zu schulen ist.

b) Im Unterricht soll bei jeder Gelegenheit
die persönliche Entscheidungsfähigkeit und
-freudigkeit geschult werden.

c) Aus diesem Lernprozeß sollten allmäh-
lieh folgende Grundeinsichten erwachsen: 1010



aa) Ohne die Einrichtung «Staat» mit ei-
nem von den Bürgern gestalteten und zuge-
standenen rechtlichen Mehrwert ist ein Zu-
sammenleben von Menschen nicht möglich.

bb) Dieser rechtliche Mehrwert des Staa-
tes, der die Ordnung im Zusammenleben si-
chert, führt zu permanenten Konfliktsituatio-
nen mit den nach möglichst großer Freiheit
strebenden Bürgern und Interessengruppen,
cc) Die Fortentwicklung einer Gesellschaft
nach dem Willen ihrer Bürger ist nur gewähr-
leistet, wenn sie alle laufend aktiv am politi-
sehen Geschehen teilnehmen und sich in
politischen Problemen persönlich entschei-
den.

d) Diese Einsichten sollten schließlich ins-
gesamt zur Kenntnis führen, daß jedes po-
litische Entscheiden ein soziales, mit sitt-
liehen Pflichten verbundenes Handeln ist,
wobei der Begriff «mit sittlichen Pflichten
verbundenes Handeln» nicht eine traditio-
nelle, normative Leerformel darstellt, son-
dem eine Erziehung zu einem Verhalten und
Tun anstrebt, das die Fortentwicklung unse-
rer Gesellschaft mit dem Ziel der freien Ent-
faltung des Menschen unter Wahrung des
politischen und sozialen Friedens garantiert
(Gewissensdimension des Politischen).
Mit dieser Richtzielformulierung, in der
nichts von verantwortungsbewußtem
Schweizerbürger, von Staatstreue und Va-
terlandsliebe - übrigens alles Deklaratio-
nen einer traditionellen Pädagogik, die bei
der jungen Generation keinen Anklang mehr
findet - zu finden ist, soll das Dynamische
einer modernen Politik, das verstandesmä-
ßige Suchen nach Neuem bewußt zum Aus-
druck kommen, ohne jedoch die Erziehung
einem blinden Fortschrittsfanatismus aus-
zusetzen. Dazu soll die Einsicht, daß jedes
politische Handeln ein mit sittlichen Pflich-
ten verbundenes Handeln ist, das notwen-
dige Korrektiv darstellen.
Nun darf allerdings nicht übersehen werden,
daß diese Richtzielformulierung selbst ein
politischer Prozeß ist. Da wir sie einem For-
schungsprojekt zugrunde legen, werden wir
sie in nächster Zeit einer Validierung (Über-
Prüfung) durch verschiedenste Parteien und
Interessengruppen unterwerfen, so daß An-
Passungen durchaus denkbar sind.
Für die pädagogische Arbeit ist nun diese

1011 Richtzielformulierung zu konkretisieren.

3.2 D/e pädagog/'scbe Ana/yse d/'eser
R/'cbfz/'e/e

Die Konkretisierung dieser Richtziele hat so
zu erfolgen, daß der Lehrer praktische An-
haltspunkte zur Unterrichtsplanung und -ge-
staltung erhält.

3.2.1 Was be/ßf versfandesmäß/ge und
n/'cbf b/oß affekt/Vs Anfe//nahme an
der Po//'f/k?

(1) Die Grundvoraussetzung dafür ist ein
genügendes Sachwissen, das anhand einer
didaktischen Analyse auszuwählen ist.

(2) Die Forderung nach verstandesmäßiger
Anteilnahme bedingt die Schulung der Fä-
higkeiten, (1) politische Probleme zu analy-
sieren, (2) Sachwissen an erkannten Proble-
men anzuwenden und (3) Einzelerkenntnis-
se in einen Gesamtzusammenhang einzu-
bauen (Svnthese), also die Fähigkeit, kon-
krete intellektuelle Leistungen zu erbringen.

(3) Die umfassende Lebensvorbereitung ist
aber erst sichergestellt, wenn die Schüler
auch lernen, Informationen selber zu be-
schaffen und zu verarbeiten, sie also zu-
nehmend unabhängiger gemacht werden
von den didaktischen Hilfen der Schulen.
Dazu gehören insbesondere die Schulung
im Benützen von Nachschlagewerken, Ge-
setzen und Informationsschriften, in der In-
anspruchnahme öffentlicher Informationslei-
stungen; die planmäßige Übung von Infor-
mationsermittlung und Informationsordnung
aus dem Material der Presse und sonstiger
Massenmedien

3.2.2 Was bedeutet Förderung der person-
//'eben Entscbe/dungsfäb/gke/'t und
-freud/g/ce/f?

Die Schüler sollten soweit gebracht werden,
daß sie sich anhand der verstandesmäßig er-
kannten Zusammenhänge und der Beurtei-
lung der Vor- und Nachteile im vollen Be-
wußtsein der Konsequenzen entscheiden
können. Dabei ist der Erziehung zur Ent-
scheidungsfreudigkeit, d. h. dem Wunsch, zu
Problemen persönlich Stellung zu beziehen,
die volle Aufmerksamkeit zu schenken.

3.2.3 We/cbe Bedeutung kommt der Gew/'s-
sensd/'mens/on /'m Po//'f/scben zu?

Beim Abwägen der Vor- und Nachteile mög-



licher Lösungen politischer Probleme muß
der Lehrerversuchen, die Unterrichtsdiskus-
sion so zu führen, daß die Schüler selbst er-
kennen, wie einzelne Formen des Verhaltens
und Tuns die freie Entfaltung des Menschen
beschränken oder den politischen und so-
zialen Frieden bedrohen. Denn nur solche
Erkenntnisse, welche die Schüler selbst fin-
den, führen allmählich zu Einsichten, die das
spätere Verhalten beeinflussen. Mit andern
Worten müssen wir uns klar bewußt werden,
daß sich Einsichten nur allmählich aus be-
kannten Problemen oder erfahrenen Situa-
tionen entwickeln und jede Gewissenserzie-
hung, die nicht versucht, solche Möglichkei-
ten auszuschöpfen, erfolglos bleibt. Selbst
wenn wir im Unterricht bewußt solche Situa-
tionen mit aller gebotenen Sorgfalt schaffen,
werden wir immer wieder erleben, wie die
Schüler unterschiedlich reagieren und zu

ganz verschiedenen Zeiten gewissensmäßig
angesprochen werden. An dieser Stelle liegt
die ganze Problematik einer jeden Gewis-
senserziehung. Wenn wir sie ausdrücklich
einbauen, so endet das ganze unterrichtliche
Bemühen meistens in banalen Apellen an die
Vernunft, die pädagogisch unfruchtbar sind.
Versuchen wir sie anhand von Problemsitua-
tionen unbewußt anzusprechen, so können
wir nur hoffen, daß die Schüler irgendwann
in einem besonders fruchtbaren Unterrichts-
moment aus eigenem Erkennen zu Einsich-
ten gelangen, welche ihr späteres Tun und
Verhalten entscheidend beeinflussen. Ob wir
aber jeden Schüler irgendwann tatsächlich
einmal ansprechen, bleibt weitgehend of-
fen.
Demzufolge wird es uns nie gelingen, mit
den schönen Formulierungen «verantwor-
tungsbewußte Bürger» oder «mündige Men-
sehen» eine sinnvolle staatsbürgerliche Er-
Ziehung aufzubauen, sondern wir müssen
versuchen, politische Problemlagen so auf-
zubereiten, daß sich bei den Schülern all-
mählich Einsichten entwickeln, welche letzt-
lieh das Gewissen formen.

4. Didaktische und methodische
Konsequenzen

4.1 D/'e po//7/scbe Modef/anafyse
Aus dem vorausgehenden Abschnitt ergeben
sich unserer Meinung nach etwas einfacher
ausgedrückt drei direkte und eine indirekte

Aufgabe, welche im staatskundlichen Unter-
rieht zu erfüllen sind: (1) Sachwissen vermit-
teln und die Informationsbeschaffung zu
schulen, (2) zur Erkenntnisfindung beitragen
und (3) die Urteilsfähigkeit schulen sowie
Einsichten funktional eröffnen, welche im
Verlaufe des ganzen Lernprozesses, ohne
direkt angesprochen zu werden, das Gewis-
sen formen.
Gegen diese Konzeption mag nun eingewen-
det werden, sie bringe nichts Neues: die
Wissenvermittlung bleibe weiterhin langwei-
lig, die Erkenntnisfindung zu zeitraubend
und die Schulung der Urteilsfähigkeit sei im
Raum der Schulklasse fast nicht möglich.
Alle diese Einwände verlieren ihre Richtig-
keit, wenn im Unterricht soweit als möglich
mit po//7/'scben Mode//ana/ysen gearbeitet
wird. Wir verstehen darunter fyp/'scbe, po//-
f/'scb umsfr/7?ene Sachverha/fe, S/'fi/af/'onen
oder Prob/em/agren, w/'e s/'e dem Bürger /'m-
mer w/eder begegnen tmd d/'e für 1/nfer-
r/cbfszivecke so sfrufdt/r/'erf werden, daß m/7
/'brer H/'/fe d/'e erwähnten P/'cbfz/'e/e /m L/n-
ferr/'cbf erre/cbf werden /rönnen. Die Arbeit
mit solchen politischen Modellanalysen er-
folgt in drei Phasen:

a) Mit herkömmlichen Lehrformen, Grup-
penarbeiten, Befragungen, Exkursionen usw.
wird das zur Lösung des Modellfalles not-
wendige Sachwissen vermittelt. Dabei ist zu
beachten, daß diese Lehrformen genügend
abwechseln, um der Wissensvermittlung die
Langeweile zu nehmen. Besonders vorteil-
haft ist es, wenn es gelingt, die Modellana-
lyse so zu konstruieren, daß das Sachwissen
direkt am Beispiel vermittelt werden kann.

b) Anhand des anschließend den Schülern
zur Verfügung gestellten Modellfalles erfolgt
die Erkenntnisfindung (Analyse der Proble-
me, Anwendung des Sachwissens, Synthese
der Einzelprobleme, Diskussion möglicher
Lösungen mit einer Gegenüberstellung aller
Vor- und Nachteile).

c) Im Verlaufe der Diskussion soll der
Schüler die Möglichkeit erhalten, sich nach
der Konfrontation verschiedener Meinungen
für eine Lösung mit der Beurteilung der Kon-
Sequenzen zu entscheiden. In diesen Phasen
soll die Gewissensdimension angesprochen
werden oder - in der Terminologie der tra-
ditionellen Pädagogik - der bildende Wert
zum Ausdruck kommen. 1012



Phase im Ablauf Lernpsychologische
Funktion

Lehrform bzw.
Schülertätigkeit

Bezug zum
Richtziel

1. Die Schüler
befragen den
Gemeinderat, der
das Straßenwesen
unter sich hat.

Erkundung der
örtlichen poli-
tischen Welt

Befragung mit
kleiner Gruppen-
arbeit

Informationen
sammeln

2. Modellanalyse

(1) Grundlage

(2) Diskussion in
der Gemeinde-
Versammlung

Motivation Freie Klassen-
diskussion

Vorbereitung
auf die Erreichung
des Richtzieles

3. Beschlußfassung
in der Gemeinde-
Versammlung

Eigentlicher
Lernvorgang:
Wissens-
Vermittlung

Lehrgespräche Voraussetzungen
schaffen für
verstandesmäßige
Anteilnahme an der
Politik.
Entscheiden

4. Was kann die
Gemeinde tun?

Problemsuche
Interpretation eines
Gesetzesartikels

Lehrgespräch und
Diskusison

Wissensvermittlung.
Einsicht in die
Notwendigkeit des
Freiheitsverzichtes



4.2 Be/sp/e/ e/ner po/ff/sc/ten Mode//-
ana/yse

Im Anhang geben wir ein Beispie! einer po-
litischen Modellanalyse wieder, welches wir
in einer fünften Klasse durchgespielt haben,
mit der folgende Lernziele (Planungsziele")
formuliert werden:

1. Der Schüler soll
- die Begriffe «öffentliches Interesse» im
Zusammenhang mit Bauaufgaben und «Ex-

propriation» erklären,

- die Voraussetzungen und Folgen der Ei-
gentumsfreiheit und Eigentumsbeschrän-
kungen darstellen und die Berechtigung von
Expropriationen beurteilen können.

2. Er soll zur Einsicht gelangen, daß die Ei-
gentumsfreiheit Schranken finden muß, soll
die bauliche Entwicklung der Gemeinde si-
chergestellt bleiben.
Der erste Teil der Lernzielformulierung be-
trifft den leichter definierbaren kognitiven
Bereich, der zweite Teil die Gewissensdi-
mension.
Bei der methodischen Gestaltung ließen wir
uns von folgenden Überlegungen leiten: Zu-
nächst sind die für die obere Primarschul-
stufe typischen Verhaltensweisen in den
Dienst des staatskundlichen Unterrichtes zu
stellen: Interesse am Sammeln und Syste-
matisieren, sachliche Grundhaltung, konkre-
te Denkweise mit ersten Ansätzen zu kau-
salem Denken Damit können zwar kom-
plexe politische Probleme noch nicht behan-
delt werden. Einfache Beispiele und Pro-
bleme aus dem Bereich der erlebbaren ort-
liehen politischen Welt, der eigenen Ge-
meinde, ermöglichen bereits den Einblick
in die komplexe Welt des Politischen. Dabei
ist noch keineswegs an eine systematische
Darstellung zu denken, sondern es soll aus-
schließlich eine erste Begegnung mit ersten
Einsichten im Sinn unserer Richtziele er-
reicht werden.
Die im Anhang wiedergegebene Modellana-
lyse haben wir unter Berücksichtigung der
vorangehenden Überlegungen im Unterricht
gemäß Schema auf S. 1013 behandelt.

Ähnliche Fälle lassen sich ohne Schwierig-
keiten über die Feuerwehrdienstpflicht, den
Zivilschutz, den Ausbau der Verkehrsbetrie-
be, die Ansiedlung von Industrie usw. ent-

wickeln, wobei es durchaus möglich ist, eine
sinnvolle Kombination mit der Heimatkunde
zu suchen.
Auf der Stufe der Abschlußklassen ließen
sich die Probleme auf den Kanton und den
Bund ausweiten, wobei dank der bewußten
Herbeiführung der Lernbereitschaft auf der
Primarschuloberstufe systematischer vorge-
gangen werden könnte. Solange die Primär-
schuloberstufe diese Vorarbeit nicht leistet,
muß die Herbeiführung der Lernbereitschaft
zum ersten Ziel der Abschlußklassen wer-
den, wobei sich der Einstieg schon bedeu-
tend schwieriger gestaltet, weil die negative
funktionale Beeinflussung bereits bedeutend
stärker hemmt.
Mit zunehmendem Alter der Schüler genügt
jedoch eine bloße additive Folge von kon-
flikt-orientierten politischen Modellanalysen
nicht mehr, weil es höchstens zu einer leicht
verbesserten Auflage der «Aktualitäten-
schau» käme. Deshalb ist nach einer sinn-
vollen Kombination von orientierendem und
exemplarischem Lernen zu suchen, indem
politische Strukturen (z. B. Organisation und
Aufbau der Gemeinde, Übersicht über die
Gemeindeaufgaben) als Grundwissen zur
Orientierung vermittelt werden und anschlie-
ßend einzelne Aspekte, die in der Gemein-
depolitik (Kantons- und Bundespolitik) inter-
essant und auch für die Zukunft bedeutsam
sind, in Form der politischen Modellanalyse
behandelt werden. Dieser - exemplarische -
Teil dient dann der Realisierung derjenigen
Richtziele, die über das reine Sachwissen
hinausgehen.

5. Nachwort
Das Kernproblem der staatsbürgerlichen Er-
Ziehung haben wir indessen noch nicht be-
rührt. Viele Untersuchungen ^ führen immer
wieder zum Schluß, daß die Vorgänge der
politischen Sozialisation im Elternhaus viel
nachhaltiger wirken als kurzfristige Unter-
richtsübungen. Der beste Unterricht kann
nicht nachholen, was das Elternhaus ver-
säumt oder die Umgebung des Schülers zer-
stört hat. Deshalb müßte eigentlich alles un-
ternommen werden, um auch das erziehe-
rische Verhalten der Eltern zu fördern - ein
Postulat, auf das die moderne Erziehungs-
Wissenschaft in allen Bereichen immer stär-
ker verweist. 1014



Anhang:
Ein Beispiel einer politischen Modellanalyse
- Die Schüler erhalten dieses Blatt als Ar-
beitsblatt.

- Die von den Schülern auszufüllenden Stel-
len werden erst nach Abschluß der jeweili-
gen Diskussion und Aussprache gemeinsam
formuliert und niedergeschrieben.
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EIN PROBLEM IM STRASSENBAU

1. Grundlage
Die Gemeinde A hat Industrieland ausgeschieden, um neue Industrien anzusiedeln. Um bes-
sere Angebote unterbreiten zu können, will sie dieses Land erschließen, das heißt Zufahrts-
Straßen, Eisenbahnanschliisse, Kanalisationsanlagen usw. bauen.

Der Gemeinderat legt den Gemeindebürgern folgenden Straßenplan vor:

bestehende Straßen

277T pro/ekf/erfe Straßen

BD Wohnb/öcke

—— — Grenzen

Die Kosten belaufen sich auf insgesamt Fr. 850 000-, also auf einen recht hohen Betrag.
Deshalb kann nicht mehr der Gemeinderat über den Bau der Straße entscheiden, sondern
es braucht einen Beschluß der Gemeindeversammlung.

2. Diskussion an der Gemeindeversammlung
Bevor an der Gemeindeversammlung über eine Vorlage des Gemeinderates abgestimmt wird,
können die Bürger darüber diskutieren.

Was für Argumente werden vorgebracht?

Argumente des Gemeinderates:
/ndusfr/e/and kann nur verkauft werden,
wenn es ersch/ossen ist. D/e Ans/ede-
/ung von /ndusfr/'e nützt der ganzen Ge-
me/nde, denn d/e /ndusfr/'e br/ngf Arbe/t
und Steuerge/der.

Argumente der Einwohner der Wohnblöcke W1-W4:
W/r wo//en ke/'ne Straße, s/'e stört unsere Ruhe.

Wie würden Sie sich als Eigentümer von W1 verhalten?
(7'eder Scbü/er antwortet für s/'chJ

3. Beschlußfassung an der Gemeindeversammlung
Nach gewalteter Diskussion beschließt die Gemeindeversammlung mit 73 : 24 Stimmen den
Bau der Straße.

Argumente des Eigentümers W1 :

A4e/'n Land ver//'erf an Werf, we// es
durch d/'e Straße /n zwe/ Te/'/e gefe/'/f
w/'rd.
/ch kann wegen dem Lärm d/e Wohnun-
gen wen/ger gut verm/'efen.



Der Eigentümer von W1 erklärt darauf: «Dieser Entscheid läßt mich gleichgültig. Ich ver-
kaufe einfach mein Land nicht. Dann kann die Straße nicht gebaut werden, und wir haben
alle Ruhe.»

Was für eine Problematik steckt in diesem Verhalten von W1?

/n der Schwerz r'sf d/e E/genfums/re/he/f graranf/erf. Desba/b so//fe der E/genfümer m'cbf zum
Verkauf gezwungen werden können. /Aber das E/genfum e/'nze/ner so//fe n/'cbf den Forfscbr/'ff
a//er hemmen können.

4. Was kann die Gemeinde tun?
Jeder Kanton sieht in einem Gesetz die Möglichkeit der Expropriation vor. So heißt es zum
Beispiel im Expropriationsgesetz des Kantons, in welchem sich unser Fall abspielt:
Art. 1 :

«Wo es das öffentliche Wohl erfordert, kann die Abtretung eines Grundstückes gegen volle
Entschädigung gefordert werden. Kann man sich über die Entschädigung nicht einigen, so
entscheidet der Richter.»

Was versteht man unter Expropriation?
Expropr/abön Enfe/'gnung

Wenn wir diesen Artikel des Expropriationsgesetzes genau lesen, stellen wir zwei Bedingun-
gen fest, die zur Durchführung einer Expropriation erfüllt sein müsen:
1. S/'e muß /'m öffenf//cf?er? /nferesse //'eger? föffer?f//c/?es Wob/j
2. Der E/genfümer muß enfscbäd/gf werden.
3. Dazu kommt, daß sie erst durchgeführt werden kann, wenn dafür eine gesetzliche Grund-

läge besteht.

Mit diesen Rechtskenntnissen können wir abklären, ob in diesem Fall auf dem Weg der Ex-
propriation der Eigentümer W1 gezwungen werden kann, sein Grundstück zu verkaufen.
Was für Fragen müssen wir beantworten und wie lautet die Antwort?
1. ßesfehf d/e gesefz/fcbe Gruud/age? - da
2. L/'egf für der? Sau d/'eser Sfraße e/'r? öffer?f//c/?es /nferesse vor? - da
3. Die Entschädigung ist auszuzahlen.

Im Streitfall entscheidet der Richter. Wie wird er hier entscheiden?
Da mar? d/e Aufgabe r?fcf?f zuver/äss/ger /öser? kar?r? ur?d d/e dre/' Voraussetzungen erfü//f
s/r?d, w/'rd der R/'cbfer d/e Expropr/äf/'or? gufbe/'ßer?.

Anmerkungen:

Vgl. Egon Becker u. a., Erziehung zur Anpas-
sung? Eine soziologische Untersuchung der
politischen Bildung in den Schulen, Frankfurt
am Main 1968.

Dieses Buch weist neben der auszugsweisen 5

Wiedergabe einer großangelegten Untersu- 4

chung im Auftrag der deutschen Max-Traeger- 7

Stiftung auf alle wesentlichen deutschen Un-
tersuchungen hin.

Vgl. dazu vor allem die Ausführungen von H.

Skowronek, Psychologische Grundlagen einer e

Didaktik der Denkerziehung, Hannover 1968. 9

Friedrich ötinger (Pseudonym von Theodor
Wilhelm), Wendepunkt der politischen Erzie-

hung - Partnerschaft als pädagogische Auf-
gäbe, 1. Auflage 1951; 3. erweiterte Auflage
unter dem Titel: Partnerschaft - die Aufgabe
der politischen Erziehung, Stuttgart 1956.
Theodor Wilhelm, Pädagogik der Gegenwart,
Stuttgart 1960, S. 247.

Theodor Wilhelm, a. a. O., S. 249
Vgl. dazu auch Egon Becker, a. a. O., S. 11 f.
Hans-Hermann Groothoff, Vom rechten Selbst-
Verständnis des Lehrers als eines politischen
Erziehers, in: Berufspädagogische Beiträge,
Heft 5, Braunschweig 1957, S. 30 f.
Theodor Wilhelm, a. a. O., S. 285
Theodor Wilhelm, Bausteine der Demokratie
in der Volks- und Mittelschule, in: Wegweiser
für die Lehrerfortbildung, Heft 29, hrsg. vom 1016



Kultusministerium Schleswig-Holstein, Kiel
1961

'1 Adrian Hemmer, Das Verhältnis des gewerb-
liehen Berufsschülers zur Politik, Zürich 1972

" Deutscher Ausschuß für das Erziehungs- und

Bildungswesen: Empfehlungen und Gutachten,
Folge 1, 1. Nachdruck, Stuttgart 1958, S. 38 f.

" Waltraut Küppers, Zur Psychologie des Ge-
schichtsunterrichtes, Stuttgart/Bern 1961, Sei-
te 118.

" Jerome S. Bruner, Bereitschaft zum Lernen,
übersetzt in Franz Weinert (Hrsg.) Pädagogi-
sehe Psychologie, Köln 1967, S. 165 f.
Heinrich Roth, Einleitung und Überblick, in:
Begabung und Lernen, hrsg. von H. Roth,
Stuttgart 1969, S. 29

" Vgl. dazu die bei Werner Correll, Pädagogi-
sehe Verhaltenspsychologie, München/Basel
1965, S. 106 f. zitierte amerikanische Literatur.
Aus Gründen der leichteren Meßbarkeit bezie-
hen sich jedoch fast alle Versuche auf Mathe-
matik.

" Besonders eindrücklich sind die Forschungen
von Robert Gagné, der zum Schluß kommt,
daß der Begriff der Lernreife im Verhältnis zu
den Lernzusammenhängen (=Wissen), das für
eine bestimmte Lernaufgabe als Zusammen-
hang mit anderen untergeordneten Fähigkei-
ten von Bedeutung ist) eine untergeordnete
Rolle spielt. Vgl. R. M. Gagné and N. E. Para-
dise, Abilities and Learning Sets in Knowledge
Acquisition, in: Psychological Monogr., LXXV,
No. 14, New York 1961

" Vgl. Günther Mühle, Definitions- und Metho-
denprobleme der Begabtenforschung, in H.

Roth (Hrsg.) Begabung und Lernen, Stuttgart
1969, S. 85

" F. P. Hunkins and Ph. Shapiro, Teaching Cri-
tical Thinking in Elementary Social Studies, in:
Education, No. 88, September-October 1967,
S. 68 ff.

" James Merritt, A Study of Sixth Graders Com-
prehension of Specially-Prepared Material on
Broad Social Conflicts, in: Journal of Educa-
tional Research, No. 61, März 1968, S. 328 ff.
Fred I. Greenstein, Children and Politics, New
Haven 1965

E. H. Müller, u. a., Politikunterricht und Gesell-
schaftskunde in der Schule, Ulm 1972, S. 13 ff.

" R. D. Hess / Judith v. Torney, The Develop-
ment of Political Attitudes in Children, Chica-
go 1967.

* E. H. Müller, u. a., a. a. 0., S. 50 f.

" Vgl. dazu ausführlicher, Rolf örter, Moderne
Entwicklungspsychologie, Donauwörth 1967,
S. 165

" Egon Becker u. a., a. a. O., S. 151

" Vgl. dazu auch A. Hemmer, a. a. O., S. 90 und
die dort angegliederte Literatur

" Vgl. zur Klärung dieser Begriffe: Rolf Dubs,
Lehrplanentwicklung, in: Sauerländer, Ver-
lagsprogramm 1972/73, Aarau 1972, S. 5 ff.

" Vgl. auch Hermann Giesecke, Unterrichtsziele
im Sozialkundeunterricht in der differenzierten
Gesamtschule, in: Lernziele der Gesamtschu-
le. Gutachten und Studien der Bildungskom-
mission des Deutschen Bildungsrates, Stutt-
gart 1970, S. 59

" Zum Begriff vgl. Rolf Dubs, a. a. 0., S. 13 f.

Vgl. dazu ausführlicher W. Christian, Politische
Bildung für 10- bis 12jährige, Frankfurt am
Main 1968

Vgl. dazu R. D. Hess / J. v. Torney, a. a. O.

Didaktische und methodische Probleme des staatsbürgerlichen
Unterrichts
Josef Weiß

Unsere Überlegungen im Zusammenhang
mit dem staatsbürgerlichen Unterricht ha-
ben ihren Ansatz in der Analyse der heu-
f/gen politisch-gesellschaftlichen Situation.
Diese Analyse führt zu verschiedenen Fra-
gen in didaktischer und methodischer Hin-
sieht. In der Auseinandersetzung mit dem
Angebot realisierbarer Lösungsmöglichkei-
ten versuchen wir eine Antwort zu geben,

1017 welche sich auf den Schüler, den Unterricht

und den Lehrer in unseren Absch/ußk/assen
bezieht.

1. Die Ausgangslage
1.1 Wir werden laufend darüber orientiert,
wie unentbehrlich und notwendig der Staats-
bürgerliche Unterricht ist. Die Forderung ist
nicht neu und auch nicht auf die Schweiz
beschränkt. Pestalozzi forderte die Staats-
bürgerliche Erziehung so intensiv wie die
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